
rialismus bedingt eine Politik, 
deren Ziel es ist, den Sozialis
mus mit seiner Hauptkraft, der 
Sowjetunion, mit allen Mitteln 
zu beseitigen. Der real exi
stierende Sozialismus erweist 
sich gerade angesichts der 
wachsenden Krisenerschei
nungen in den Ländern des 
Westens als einzige Alternative 
zum Kapitalismus, als das 
mächtigste Bollwerk des Frie
dens, des Fortschritts, des 
Kampfes der Völker für natio
nale und soziale Befreiung. 
Militärische Gewalt - die 
Haupterscheinungsform im
perialistischer Aggressivität - 
rangiert von jeher an der Spitze 
aller antisozialistischen Strate
gien und Konzeptionen. Erin
nert sei nur an den abenteuer
lichen US-Plan „Dropshot“ aus 
dem Jahr 1949. Nach ihm sollte 
am 1. Februar 1957 mit dem 
Abwurf von 300 Atombomben 
begonnen werden, die Sowjet
union und ihre Verbündeten 
„auszuradieren“. Nur das ver
änderte Kräfteverhältnis, die 
Brechung des US-Atommono
pols seitens der UdSSR konnte 
diesen Wahnsinn vereiteln.
Die Herausbildung eines an
nähernd militärstrategischen 
Gleichgewichts zwischen der 
UdSSR und den USA, zwi
schen dem Warschauer Vertrag 
und der NATO am Ende der 
60er Jahre ließ realistischer 
denkende Politiker in den im
perialistischen Staaten erken
nen, daß ein militärisches „roll 
back“ des Sozialismus kaum 
mehr Aussicht auf Erfolg ha
ben dürfte. Zweifellos veran- 
laßten diese Einsicht und der 
Zwang, sich dem veränderten 
internationalen Kräfteverhält
nis anzupassen, bestimmte 
Wandlungen in dem Einsatz 
der Mittel imperialistischer 
Aggressivität.
Zunehmend wurden deshalb in 
den 70er Jahren nichtmilitäri
sche Mittel und Methoden zur 
Durchsetzung imperialisti
scher Ziele aktiviert. Politisch 
versuchten zum Beispiel im

perialistische Staaten, sich 
mittels entstellender Auslegun
gen der KSZE-Schlußakte in 
die inneren Angelegenheiten 
sozialistischer Staaten einzu
mischen. Zur ideologischen 
Auseinandersetzung mit dem 
Ziel der politischen Untermi
nierung wurden unter anderem 
Dissidenten vom Schlage eines 
Sacharow installiert, erhielten 
konterrevolutionäre Gruppie
rungen wie „Charta 77“ und 
„KOR“ alle nur denkbare För
derung.
Ständig gab es auch Versuche, 
den Ost-West-Handel, der nicht 
nur wirtschaftliche Interessen 
beider Seiten befriedigt, son
dern der Politik der friedlichen 
Koexistenz ökonomischen 
Rückhalt gibt, als politische 
und ökonomische Waffe gegen 
die sozialistische Staatenge
meinschaft einzusetzen. Dro
hungen der USA - und unter

Lenins Einschätzung, „poli
tisch ist Imperialismus über
haupt Drang nach Gewalt und 
Reaktion“4, wird auch durch 
den aggressiven und reaktionä
ren Charakter der Politik ge
genüber den Entwicklungslän
dern immer wieder neu bestä
tigt. Handfeste globale Herr
schaftspläne und ökonomische 
Interessen liegen ihr zugrunde: 
Die militärstrategische Lage 
dieser Länder und Regionen 
reizt die Globalstrategen ge
nauso wie der Rohstoffreich
tum oder die praktisch unge
hinderte Ausbeutung der Men
schenressourcen.
Doch der Kampf der Entwick
lungsländer um Selbstbestim
mungsrecht, ökonomische Un
abhängigkeit und gleichbe
rechtigte Stellung in der Welt
wirtschaft nimmt deutlich zu. 
Es widerstrebt dem Imperialis
mus, diesen Forderungen mit 
politischen und ökonomischen 
Mitteln nachzukommen, denn 
in seinem tiefsten Wesen ist 
und bleibt er aggressiv. Des-

ihrem Druck auch einiger an
derer NATO-Staaten —, „den 
Hahn zuzudrehen“, machen die 
Aggressivität dieses Konzepts 
deutlich.
Doch zu keiner Stunde verzich
tete der Imperialismus auf den 
Ausbau seines aggressiven 
Zielen dienenden Militärpoten
tials. Die strikte Weigerung dör 
NATO-Staaten, die politische 
Entspannung durch die militä
rische zu ergänzen, ist ein an
schaulicher Beleg dafür. Dem 
ging voraus, daß sich vor allem 
in den USA die rechten und 
konservativen Kräfte des Mili
tär-Industrie-Komplexes nach 
vorn schoben. Ihre Auffassun
gen von militärischer Stärke 
und Überlegenheit als Mittel 
der Politik gewannen wieder 
beherrschenden Einfluß; das 
Konfrontationsdenken im Ver
hältnis zu den sozialistischen 
Staaten erhielt Oberwasser.

halb greifen besonders die 
USA verstärkt auf den Einsatz 
militärischer Macht zurück. 
Vor allem solche sozialen Ver
änderungen wie in Kuba und 
Nikaragua, Angola, Äthiopien 
und Mozambique, in Afghani
stan, in der VDR Jemen und im 
Iran will der Imperialismus 
nicht anerkennen, sondern mit 
Waffengewalt stoppen bzw. 
„zurückrollen“.
Besonders gegenwärtig, wo die 
ökonomische Krise die allge
meine Kapitalverwertung 
schwierig macht, geht es den 
Monopolen nicht nur darum, 
ihre Kapitalinteressen langfri
stig global abzusichern, son
dern vor allem auch um den 
zwei- bis dreimal höheren Pro
fit, der sich aus der Kriegspro
duktion schlagen läßt. Nirgend
wo anders werden so sichere 
und derart aufblähbare Ge
winne erzielt. Während im zivi
len Sektor die Realisierbarkeit 
des Profits vom (derzeit immer 
weniger) aufnahmefähigen 
Markt abhängt, ist das Risiko
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